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Werktätige im Vorrentenalter

Für diese Werktätigen gelten auch die Regelungen, die für 
die Werktätigen im höheren Lebensalter vorgesehen sind. 
Diese und die für sie geltenden weiteren Bestimmungen 
haben vor allem zum Inhalt, das bestehende Areitsrechts- 
verhältnis zu erhalten und eine Beendigung auf Initiative 
des Betriebes nur unter erschwerten Bedingungen zuzu­
lassen (§ 59 Abs. 1 Buchst, b AGB). Diesen Werktätigen 
darf — außer bei Betriebsstörungen, Warte- und Still­
standszeiten (§ 86 AGB) — eine andere als die im Arbeits­
vertrag vereinbarte Arbeit nur mit ihrem Einverständnis 
vorübergehend übertragen werden (§ 85 Abs. 3 AGB). Im 
Falle einer Kündigung durch den Betrieb beträgt die Kün­
digungsfrist mindestens einen Monat, und die Kündigung 
bedarf der Zustimmung des zuständigen Rates des Krei­
ses (■§ 59 Abs. 1 AGB). Ausdruck der besonderen Fürsorge 
für ältere Werktätige ist die Pflicht des Betriebes, Werk­
tätige ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalters in die 
arbeitsmedizinische Dispensairebetreuung einzubeziehen 
(§208 AGB).

Die besonderen Regelungen für Werktätige im Vor­
rentenalter haben insgesamt zum Ziel, den Werktätigen 
auf das Rentenalter vorzubereiten. Es geht um seine An­
passung an diesen neuen Lebensabschnitt. Die Vorberei­
tung darauf sollten die Betriebe ebenso wichtig nehmen 
wie z. B. die Berufsorientierung für Jugendliche.

Werktätige im Rentenalter

Die Ausgestaltung der besonderen Arbeitsrechte ist bei 
dieser Gruppe am umfassendsten. Die bisher genannten 
Regelungen für die 1. und 2. Gruppe älterer Werktätiger 
sind m. E. auch für sie anzuwenden. Darüber hinaus gibt 
es für diese Werktätigen noch weitere Bestimmungen. 
Dabei geht es vor allem darum, Altersrentnem eine wei­
tere berufliche Tätigkeit nach ihren Wünschen und Fähig­
keiten zu sichern (§ 5 AGB) und ihnen damit auch weiter­
hin das Recht auf Arbeit zu garantieren. Der Grundge­
danke hierbei ist, daß dem Rentner völlige Entscheidungs­
freiheit darüber gelassen wird, wie er sein Leben nach 
Eintritt ins Rentenalter gestalten, wo und wie er seinen 
Platz in der sozialistischen Gesellschaft einnehmen will. 
Sofern er Weiterarbeiten möchte, garantiert ihm die Ge­
sellschaft das im Rahmen seiner physischen und psy­
chischen Fähigkeiten. Die Gründe für einen solchen Ent­
schluß sind rechtlich unerheblich und deshalb ohne Ein­
fluß auf die Fortsetzung oder den eventuellen Neubeginn 
eines Arbeitsrechtsverhältnisses.

Will der Rentner jedoch sein Arbeitsrechtsverhältnis 
beenden, dann muß ein Aufhebungsvertrag vereinbart 
werden; auch eine fristgemäße Kündigung durch den Werk­
tätigen ist möglich. Mit dem Eintritt in das Rentenalter 
werden Bestimmungen des AGB wirksam, die ausschließ­
lich dem Schutz des werktätigen Altersrentners und seines 
Arbeitsrechtsverhältnisses dienen. In diesem Zusammen­
hang ist besonders auf § 74 Abs. 4 AGB hinzuweisen, wo­
nach der Betrieb unter Nutzung aller Möglichkeiten Ar­
beitsplätze einzurichten hat, die für Altersrenter geeignet 
sind. Wenn diese nicht mehr während der vollen gesetz­
lichen Arbeitszeit tätig sein wollen, haben die Betriebe 
auch diesem Wunsch zu entsprechen und eine Teilbeschäf­
tigung zu vereinbaren (§160 Abs. 4 AGB). Die Rentner 
können schließlich auch Nachtarbeit, Überstundenarbeit 
oder Arbeitsbereitschaft ablehnen (§§ 170 Abs. 3, 175 Abs. 2 
und 181 Abs. 5 AGB).

*

Neben den dargelegten Regelungen enthält das AGB wei­
tere Bestimmungen, die die Wertschätzung der sozia­
listischen Gesellschaft gegenüber älteren Werktätigen zum 
Ausdruck bringen. So eröffnet z. B. § 102 Abs. 3 AGB die 
Möglichkeit, daß Werktätige mit langjähriger Berufserfah­

rung den erforderlichen Qualifikationsgrad für die Ar­
beitsaufgabe (Diplom, Facharbeiterbrief u. ä.) nicht beson­
ders nachweisen müssen, wenn sie durch ihre Leistungen 
beweisen, daß sie die für sie festgelegte Arbeitsaufgabe in 
guter Qualität erfüllen können.7 Sie haben damit An­
spruch auf Lohn nach der Lohn- oder Gehaltsgruppe der 
vereinbarten Arbeitsaufgabe.

Eine solche Bestimmung ist schließlich auch § 117 Abs. 2 
Buchst, f AGB, wonach bei Beendigung der Berufstätig­
keit, bei Wiederaufnahme bzw. Beendigung einer Tätig­
keit im Rentenalter dem Altersrentner Jahresendprämie 
anteilmäßig zu gewähren ist.
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Verfügung über Sparkonten 
nach dem Tode des Sparers
In seinem Beitrag „Sachlegitimation und Schlüssigkeits­
prüfung bei Klagen wegen unberechtigter Verfügung über 
ein Sparkonto“ (NJ 1979, Heft 11, S. 507 ff.) kritisiert
E. E s p i g das Urteil des BG Cottbus vom 27. Juli 1978 — 
00 BZB 64/78 - (NJ 1979, Heft 6, S. 280). Er meint, daß 
entgegen der vom BG Cottbus vertretenen Auffassung die 
kontoführende Sparkasse dann nicht mehr berechtigt sei, 
an den Vorleger eines Sparbuchs Auszahlungen vorzu­
nehmen, wenn dieser behauptet, Erbe des inzwischen ver­
storbenen Kontoinhabers zu sein. Mit einer solchen Be­
hauptung werde der Sparkasse die fehlende Verfügungs­
befugnis bekannt; eine dennoch behauptete Verfügungs­
befugnis müsse nachgewiesen werden. Espig empfiehlt den 
Sparkassen außerdem, bei Auflösung eines Sparkontover­
trags bzw. bei dessen Umschreibung auf den bzw. die 
Erben stets die Vorlage eines Erbscheins zu verlangen und 
diesen zu den Kontounterlagen zu nehmen.

Dieser Rechtsstandpunkt Espigs beruht — worauf auch 
H. W о 1 f in NJ 1980, Heft 3, S. 132 bereits richtig hinge­
wiesen hat — auf einer unzutreffenden Auslegung des 
§ 14 Abs. 2 der АО über den Sparverkehr bei den Geld- 
und Kreditinstituten der DDR vom 28. Oktober 1975 
(GBl. I Nr. 43 S. 705) und des § 240 Abs. 1 ZGB.

Bei Verfügungen über Sparkonten nach dem Tode des 
Erblassers muß unterschieden werden zwischen Verfügun­
gen über die Spareinlage und Verfügungen über das Spar­
konto selbst, z. B. durch Kontoauflösung. Das ergibt sich 
aus den unterschiedlichen Regelungen der §§14 und 5 
Abs. 2 letzter Satz SparverkehrsAO. Diese Regelungen 
dienen sowohl dem Schutz der berechtigten Interessen der 
Bürger vor unberechtigten Verfügungen als auch dem des 
sozialistischen Eigentums.

Der von Espig in diesem Zusammenhang erwähnte 
§ 9 Abs. 1 des Statuts der Sparkassen der DDR vom 23. Ok-


